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I ABHANDLUNGEN

Am Beispiel  des Städtebaus:  Klimaschutz  als kommunale
Aufgabe

Von Rechtsanwalt  und Fachanwalt  für  Verwaltungsrecht  Dr. Maximilian  Dombert"

Klimaschutz ist auch eine 1comymmale Aufgabe. Der Gesetzgeber hat die Städte und Gemeinden gerade im
Bauplanungsrecht  mit  einem  Instrumentarium  verseJ'ien, mit  dem  sie in ihrer  städtebaulichen  Entwicklung

zum  Klimaschutz  und  zur  K)imaanpassung  beitragen  körmen.  Der  Beitrag  std)t  dieses Instrumemarium

überMickartig vor, zeigt aber auch auf, dass es sich nicht se7bst anwendet, sondern V07? den Kommunen zur
Anwendung  gebracht  werden  muss. Die  hierbei  bestehenden  Möglichkeiten  werden  ebenso in derr Blick  ge-

nommen wie auch die recht7ic1ien Grerrzerr. Im Ergebnis wird festgeste(lt, dass es kommuna(po(itischerr Wi(-
(en und wirtschaflicher Kooperation mit privaten Investoren bedarf, um lokalen K)imaschutz effektiv zu be-
treiben.

l. Einleitung

Das Iaima  schützt  sich  nicht  selbst.  Es handelt  sich  dabei  viel-

mehr  um eine Menschheitsaufgabe,'  bei der auf  allen  Ebenen

angepackt  werden  muss. Das weltweite  wie auch  das deutsche

Klimaschutzregime  können  daher  als polyzentrisch  beschrieben

werden.  Anstelle  einer,,Top-Down-Orchestrierung':  bei  der  die

jeweils  übergeordnete  Ebene  der  nachfolgenden  Ebene  verbind-

liche  Vorgaben  macht,  setzt  es darauf,  dass jede  Ebene  eigene,

för zur Verfügung  stehende  Maßnahmen  ergreift.2  Dabei  ist

zwar mit  dem Abkommen  von  Paris ein Temperaturkorridor

zwischen  1,5"  und  2o Celsius  vorgegeben,  auf  den die  Erderwär-

mung  begrenzt  werden  soll  und  zu dessen  Erreichung  sich die

Vertragsstaaten  verpflichtet  haben.  Die  dazu  erforderlichen

Maßnahmen  werden  aber  von  den  einzelnen  Staaten  selbst  fest-

gelegt.  Innerhalb  der  Bundesrepublik  Deutschland  verfolgt  das

Bundesklimaschutzgesetz  (KSG)  einen  sektorenbezogenen  An-

satz, legt  also fest, welche  Sektoren  - Energiewirtschaft,  Indus-

trie,  Verkehr,  Gebäude,  Landwirtschaft,  Abfallwirtschaft  - in-

nerhalb einer bestimmten Zeit wie viel C02  einsparen sollen.
Verbindliche  Vorgaben,  wie dies zu erreichen  ist, macht  das

KSG  als Rahmengesetz  selbst  aber  nicht."  Hinzu  kommt,  dass

im föderalen  Auföau  Deutschlands  die Bundesländer  in ihren

Kompetenzbereichen  wiederum  eigene  Maßnahmen  zum  Kli-

maschutz  ergreifen  müssen.  Die  Mehrheit  hat  sich  daher  eigene
4Klimaschutzgesetze  gegeben.

Nicht  zuletzt  kommt  es aber auf  die Kommunen  an: Da sie

in Art.  28 Abs.  2 vom  Grundgesetz  mit  dem  Recht  ausgestattet

sind,  alle Angelegenheiten  der örtlichen  Gemeinschaft  in eige-

ner  Verantwortiuig  zu regeln,  kommt  es für  einen  wirksamen

Klimaschutz  und  eine  sinnvolle  Klimaanpassung  darauf  an, dass

die Städte  und  Gemeinden  bei  sich  vor  Ort  aktiv  werden.5  Nir-

gendwo  gilt  das so sehr wie  beim  Städtebau.  Denn  zum  kom-

munalen  Selbstverwaltungsrecht  gehört  auch  die Planungsho-

heit  der Kommunen.  Weder  der  Bund  noch  die Länder  können

Bauleitplanung  betreiben.6  Wenn  es aber die Städte  und  Ge-

meinden  sind,  die über  das Bauplanungsrecht  die wesentliche

Grundlage  für  den  Städtebau  schaffen,  kommt  den Kommunen

in diesem  Bereich  wohl  die größte  Verantworfüng  für Klima-

schutz  und  Klimaanpassung  zu.

lI. Kommunaler  Klimaschutz

Zunächst  ist allerdings  festzuhalten,  dass sich die kommunale

Verantworfüng  für  den Klimaschutz  nicht  auf  das Städtebau-

recht  beschränlct.  Das Recht  zur  kommunalen  Selbstverwaltung

erlaubt  es den Städten  und  Gemeinden,  alle Angelegenheiten

zu regefö,  die in der örtlichen  Gemeinschaft  wurzeln  oder  auf

die örtliche  Gemeinschaft  einen  spezifischen  Bezug  haben.7  Da-

neben  ist es dem  Gesetzgeber  auch nicht  verwehrt,  den Kom-

munen  weitere  Aufgaben  zu iibertragen,  die dem  Klimaschutz

"  Der Autor ist Partner der Potsdamer Kanzlei DOMBERT Rechtsanwälte.
Ein Schwerpunkt seiner Beratungstätigkeit sind Fragen des Bauplanungs-
und Kommunalrechts.

1 Siehe dazu Kkingenfeld, Menschheitsaufgabe Klimaschutz - Das Überein-
kommen von Paris, 2020.

2 Zengerlmg, ZUR 2020, 3, 4.

3 Saurer, in: Rodi (Hrsg.), Khrnaschutzrecht, 2022, % lO Rn. 7.
4 So auch der Freistaat Thüringen im Gesetz zum Klimaschutz  und zur An-

passung an die Folgen des Klimawandels (ThürKlimaG)  vom 18.12.2018.
5 S 13 Abs. l S. 2 KSG postuliert  daher lediglich ein Berücksichtigungsge-

bot für die Zwecke des KSG und die zu seiner Erfüllung  festgelegten
Ziele.

6 Allerdings können Klimaschutz und Klimaanpassung auch mit den Mit-

teln der Raumordnung betrieben werden. Siehe dazu Saukhoff, ZUR 2021,
140.

7 BVerfG, U. v. 30.07.1958 - 2 BvG 1/58, juris, Rn. 16.
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dienen.8  Innerhalb  ihres  Kompetenzbereichs  sind  auch Städte

und  Gemeinden  verpflichtet,  dem  Schutzauftrag  von  Art.  20 a

GG Rechnung  zu tragen,  wonach  der  Staat  auch  in Verantwor-

tung  für  die künftigen  Generationen  die natürlichen  Lebens-

grundlagen  schützt.  Allerdings  werden  sie durch  diese Staats-

zielbestirnmung  nicht  dazu  ermächtigt,  Aufgaben  des Umwelt-

schutzes  losgelöst  von  förem  Kompetenzbereich  an  sich zu
9ziehen.

L Kommunaler  Klimanotstand:  Auswirkungen  auf  die

Kommunafüerwaltung

Dennoch  bleiben  den Kommunen  in ihrem  Aufgabenbereich

wirksame  Entscheidungen  vorbehalten,  die zum  Klimaschutz

beitragen  können.  Das gilt  nicht  zuletzt  fiir  politische  Maßnah-

men,  die aufgrund  ihrer  lokalen  Nähe  von  der Bevölkerung  be-

sonders  deutlich  wahrgenornmen  werden:

Einer  breiten  Öffentlichlceit  dürfte  mittlerweile  bekannt  sein,

dass viele  Kommunen  den  Klimanotstand  ausgerufen  haben.  In

Deutschland  war  es zuerst  die Stadt  Konstanz,  die einen  derarti-

gen Schritt  vollzogen  hat,  mittlerweile  haben  andere  Slädte  und

Gemeinden  nachgezogen.lo In der Regel  erfolgt  die Ausrufüng

dadurch,  dass der Gemeinderat  der  betreffenden  Kommune  ei-

nen entsprechenden  Beschluss  fasst. In der  textlichen  Formulie-

rung  heißt  es dann  meist,  dass die Gemeinde  die in  dem  Klima-

wandel  liegende  außergewöhnliche  Bedrohungslage  anerkennt

und  daher  der  Verwaliung  aufgibt,  wirksame  Maßnahmen  aus-

zuarbeiten,  die das Klöa  schützen  und  der Klimaanpassung

dienen.ll  Daneben  verpfüchtet  sich die Kommune  regelmäßig

dazu,  bei  allen  fören  Entscheidungen  die Auswirkungen  auf  das

Klima  zu berücksichtigen  oder  unter  mehreren  Entscheidungs-

optionen  diejenige  zu wfölen,  die sich am klimagünstigsten

auswirkt.12

Rechtliche  Verbindlichkeit  hat der  kommunale  Beschluss

zum Klimanotstand  aber nur  insoweit,  als die Kommunafüer-

waltung  den Beschluss  des Gemeinderates  umsetzen  muss.'3

Wenn  der Verwalfüng  etwa  aufgegeben  wird,  ein  Klimaschutz-

konzept  auszuarbeiten,  muss  sie diesem  Auftrag  nachkommen.

Im  Übrigen  überw'egt  aber der  Appellcharakter  des Klimanot-

stands.14 Weder  kann  die Kommune  durch  seine  Ausrufüng

neue  Kompetenzen  an  sich ziehen  noch  sich anderweitiger

rechtlicher  Bindungen  entziehen.  So kann  beispielweise  das ge-

meindliche  Einvernehmen  nach  % 36 Abs.  1 S. 1 BauGB  nicht

allein  deshalb  verweigert  werden,  weil  sich  das gegenständliche

Bauvorhaben  nach  Einschätzung  der  Kommune  als klimaschäd-

lich  erweist.15  Auch  entbindet  der ausgerufene  Klimanotstand

die Kommune  nicht  von  einer  rechtlich  von  ihr  geforderten

Abwägungs-  oder  Ermessensentscheidung.  Würde  eine  Ge-

meinde  ihre  Entscheidung  allein  mit  dem  von  för  ausgerufenen

Klimanotstand  begründen,  dabei  aber  andere  entscheidungser-

hebliche  Umstände  außer  Acht  lassen,  wäre  ein solches  Vorge-

hen rechtsfehlerhaft.

2. Kommunale  Klimaschutzkonzepte

Allerdings  kann  der ausgerufene  Iaimanotstand  durchaus  in

kommunale  EntscheidungsspieIräume  hineinwirken.  Denn  re-

gelmäßig  erarbeiten  Kommunen  im Nachgang  eigene  Klima-

schutzkonzepte,  mit  denen  es darum  geht, die kommunalen

Handlungsfelder  im Bereich  freiwfüiger  Selbstverwalfüngsauf-

gaben16  zu identifizieren,  auf  denen  die Kommune  Maßnahmen

zum  Zwecke  des  Klimaschutzes  ergreifen  will,  und hierfür

Handlungsleitlinien  zu entwickeln.  Schwerpunkte  werden  in der

Regel  die Felder  sein, die  von  besonderer  Bedeufüng  für  klima-

schutzorientiertes  kommunales  Handeln  sind.  Dazu  gehören  die

Verkehrspolitik,  einschließlich  des ÖPNV,  die Stadtentwicklung

und hier  insbesondere  die  Bauleitplanung,  die  kommunale

Energiepolitik,  das Gebäudemanagement  und  die kommunale

Finanzp1anung.17  Geht  es um  die Iairnaanpassung,  kommt  der

Gesundheitsvorsorge,  den wasserwirtschaftlichen  Rahmenbe-

dingungen,  einschließlich  der  Wasserversorgung,  der  Abwasser-

beseitigung  und  dem  Hochwasserschutz,  der Freiflächen-  und

Stadtentwicklungspolitik,  der Beschaffung  sowie  dem  Städtebau

und  dem  Stadtumbau  besondere  Bedeutung  zu.'8

Neben  förer  Funldion  als kommunales  Handlungspro-

gramm,  in  dem  die Kommune  sich  selbst  Vorgaben  dazu  macht,

welche  Projekte  sie mit  welcher  Zielstellung  und  in welchen

Zeiträumen  umsetzen  will,  sollen  die Klimaschutzkonzepte  eine

Selbstbindung  der) kommunalen  Entscheidungsträger  bewirken.

Bei  Konflikten  zwischen  Klimaschutz  und  anderen,  gegenläufi-

gen Interessen  können  sie Regeh'i  dazu  aufstellen,  ob und  unter

welchen  Voraussetzungen  dem  Klimaschutz  Vorrang  vor  ande-

ren Belangen  eingeräumt  werden  soll. Rechtlich  bindend  sind

diese Regelungen  für  die Entscheidungsträger  indes  nicht.  Die

Entscheidung  über  einzelne  Projekte,  Planungen  und  sonstige

Vorhaben  nehmen  die Klimaschutzkonzepte  gerade  nicht  vor-

weg, da sie in erster  Linie  eben  nur  komminale  Handlungspro-

gramme  aufste11en.19

Ill. Klimaschutz  und  Bauleitplanung

Von  allen  möglichen  Handlungsfeldern,  in denen  Kornmunen

eigene Maßnahmen  zum  Zwecke  des Klimaschutzes  und  der

Klimaanpassung  ergreifen  können,  ist es wohl  die Bauleitpla-

nung,  mit  der sie den größten  Beitrag  leisten  können.  Das

Grundgesetz  hat  sie hier  mit  der  verfassungsrecht1ich  geschiitz-

ten Planungshoheit  und  der Bundesgesetzgeber  mit  einem  um-

fangreichen  gesetzlichen  Instrumentarium  ausgestattet.  Städte

und  Gemeinden  können  die Bedeufüng  der  Bauleitplanung  für

einen  wirksamen  Klimaschutz  und  eine sinnvolle  Klimaanpas-

sung  daher  kaum  zu hoch  einschätzen.

1. Darstellungs-  und FestsetzungsmögIichkeiten

in Bauleitplänen

Möglichkeiten,  in der Bauleitplanung  knmagünstig  zu wirken,

bestehen  auf  beiden  Planungsebenen.  Nach  S 1 Abs.  2 BauGB

stehen  sowohl  der  Flächennutzungsplan  als vorbereitender  Bau-

leitplan  als auch  der Bebauungsplan  als verbindlicher  Bauleit-

plan  zur Verfügung.  Mit  fören  unterschiedlichen  Funktionen

gehen  unterschiedliche  Möglichkeiten  einher,  beide  Arten  von

Bauleitplänen  zum  Zwecke  des Klimaschutzes  und  der Knma-

anpassung  einzusetzen.

8 BVerwG, U. v. 25.01.2006 - 8 C 13/05, juris, Rn 16 ff.
9 BVerwG, U. v. 23.11.2005 - 8 C 14.04, juris, Rn. 18.

10 In Thüringen war Jena die erste Stadt, die den Klimanotstand  ausgerufen
hat.

yi Eine fesistehende Definition  des Begriffs des Klimanotstands existiert
nicht. Siehe aber etwa https://virww.umweltbundesamt.de/themen/klin'ia-
energie/klirnafolgen-anpassung/anpassung-an-den-klimawandel/
anpassung-auf-kommunaler-ebene/

deutsche-kommunen-rufen-den-khrnanütstand-aus#undefined  (abgerufen
zuletzt am 27.04.2022).

12 Siehe zum weiteren h'ffialt der kommunalen Beschlüsse Juny, NWVBl.
2021, 313, 314; siehe auch Bucher, BWVBl. 2020, 319.

13 Vgl. 9 29 Abs. I S 2 ThürKO und Schink, UPR 2020, 201 - 208, Z. 2. a).
14 Schmk (Fn. 13), Z. 5.

ts Das ergibt stch schon aus % 36 Abs. 2 S 1 BauGB. Soweit bauplaniu'igs-
rechtlich schädliche Umweltauswirkungen etwa nach % 35 Abs. 3 S. I
Nr. 3 BauGB zu beurteilen sind, wird in der Regel das, was immissions-
schutzrechtlich zulässig ist, auch bauplanungsrechtlich keine schädliche
Umweltausöbng  darstellen, siehe MitSChang/Reidt, in: Battis/Krautzber-
ger/Löhr (Hrsg.). Baugesetzbuch, 15. Aufl., 2022, (i35 Rn. 80.

16 SChOmeruS, Klimaschutz-  und Umweltenergierecht, in: Rehbinder/Schink
(Hrsg.), Grundztige des Umweltrechts, 5. Aufli  2018, III. s. Rn. 146.

17 Schrnk (Fn. 13), Z. 3. b).
t8 Albrech[, ZUR 2020, 12 ff.
lg Schrnk (Fn. 13), Z. 3. a).



ThürVBl. HeTt10/2022 Dombert,  Am Beispiel  des Städtebaus:  Klimaschutz  als kommunale  Aufgabe 227

a) Klimaschutz  im Rächennutzungsplan

Im Flächennutzungsplan  ist gemäß  S 5 Abs. 1 BauGB  für  das

ganze Gemeindegebiet  die sich aus der  beabsichtigten  städte-

baulichen  Entwicklung  ergebende  Art  der Bodenmitzung  nach

den  voraussehbaren  Bedürfnissen  der  Gemeinde  in  den Grund-

zügen  darzustellen.  Es geht  mit  dem  Flächennutzungsplan  also

darum,  die städtebauliche  Entwicklung  der Gemeinde  zu pro-

grammieren,  sodass  sie dann  in den  verbindlichen  Bebauungs-

plänen  umgesetzt  werden  kann.2o Abgesehen  VOII S 35 Abs.  3

S. 1 Nr. I oder  0 35 Abs.  3 S. 3 BauGB  kommt  seinen  Darstel-

lungen  in der  Regel  keine  Außenwirkung  zu.2'  Gleichwohl  kann

und  muss  - wegen  seiner  Verschränkung  mit  der  übergeordne-

ten Regionalplanung,  der nachgelagerten  Bauleitplanung  und

der Fachplanung  - auch  der  Flächennutzungsplan  für  den Kli-

maschutz  und  die Iaimaanpassung  eingesetzt  werden.  Er hat

mit  der kommunalen  Aufgabe,  klimabezogene  Problemstellun-

gen auch städtebaulich  zu bewältigen,  eine deutliche  Aufwer-

füng  erfahren.22

So lässt sich  etwa  über  die Darstellung  von  Siedlungsflächen

nach  S 5 Abs.  2 Nr.  l BauGB  entlang  bestehender  infrastruktu-
ren  ein Ausfransen  neuer  Siedlungsbereiche  in  den baupla-

nungsrechtlichen  Außenbereich  verhindern,  das andernfalls  die

Anlage  neuer  Infrastrukfüren  erfordern  würde."-'  Über S 5

Abs.  2 Nr.  5 BauGB  können  zudem  Flächen  vorgesehen  werden,

die als Grün-  oder  Parkanlagen  grundsätzlich  nicht  für  eine

Bebauung  zur  Verfügung  stehen  sollen.  Auf  diese  Weise  kann

die Kommune  bei ihrer  städtebaulichen  Entwicklung  die Frei-

halfüng  von  Kalt-  und  Frischluftschneisen  in Innenstadtlagen

planen,  die im  Sinne  der Klimaanpassung  und  des Milcrolcfünas

wirken.24  In der Regionalplanung  ist das bereits  Standard.25

Nach  S 5 Abs.  2 Nr.  9 b) BauGB  kann  im Flächennutzungsplan

auch  Wald  dargestellt  werden,  dessen  günstige  Wirkung  auf  das

Klima  wohl  keiner  weiteren  Begründung  bedarf.  Letztnch  wir-

ken  sich auch  Darstellungen  von  Flächen  für  Maßnahmen  zum

Schutz,  zur  Pflege  und  zur  Entwicklung  von  Boden,  Natur  und

Landschaft  nach  S 5 Abs.  2 Nr. 10 BauGB  günstig  auf  das Klima

aus. Dabei  ist aus kommunaler  Sicht  besonders  interessant,  dass

sich diese Darstellungen  irn  Sinne  der Eingriffs-Ausgleichs-Be-

wältigung  nach  '> 1 a Abs.  3 BauGB  einsetzen  lassen. Zudem

können  sie gemäß  % 5 Abs.  2 a BauGB  den Flächen,  auf  denen

Eingriffe  in Nafürhaushalt  und  Landschaftsbild  zu erwarten

sind,  zum  Zwecke  des Ausgleichs  zugeordnet  werden.  Sie kön-

nen auch im  Rahmen  eines  bauleitplanerischen  Ökokontos  für

die Ausgleichsmaßnahmenbevorrafüng  zur Anwendung  kom-

men.

Der  Flächennutzungsplan  ist nicht  nur  ein Instrument  der

Kommune,  um  ihre  eigene  städtebauliche  Entwicklung  vorzu-

bereiten.  Er steht  nach  % 7 BauGB  auch  mit  der Fachplanung

in Wechselwirkung.  Insoweit  lassen  sich  Synergien  generieren.

Beispielsweise  kann  der  Flächennutzungsplan  Verkehrskon-

zepte,  mit  denen  es darum  geht,  innerstädtischen  Individualver-

kehr  zu verringern  und  dadurch  Treibhausgase  zu vermeiden,

aufgreifen.  So können  etwa  über  'S» 5 Abs.  2 Nr.  3 BauGB  auch

Verkehrsflächen  des  ruhenden  Verkehrs  wie  beispielsweise

Par1c-and-Ride-Parkplätze  dargestellt  werden,  die eine  mögliche

Verknüpfung  zu  anderen  Verlcehrsträgern  vorzeichnen.26  In

Verbindung  mit  Darstellungen  der Hauptversorgungsleifüngen

Hach (3, 5 Abs.  2 Nr.  4 BauGB  können  einerseits  die Trassenfüh-
rungen,  etwa  von  nach  dem  NABEG  planfestgestellten  Vorha-

ben,  abgesichert,  andererseits  die Nutzung  von  Fernwärme  ins-

besondere  zur  Versorgung  noch  zu entwickelnder  Siedlungsbe-

reiche  vorbereitet  werden.27

Neben den a%emeinen Darstellungen zur Bodennutzung
kommt  den Darstel1ungsmöglichlceiten  nach  S 5 Abs.  2 Nr.  2 b)
und  c) BauGB  aus klimaschützender  Sicht  besondere  Bedeu-

tung  zu. Hierin  lassen  sich zum  einen  Anlagen,  Einrichtungen

qnd  sonstige  Maßnahmen,  die dem  Klimawandel  entgegenwir-

ken, insbesondere  zur dezentralen  und zentralen  Erzeugung,

Verteilung,  Nutzung  oder  Speicherung  von  Strom,  Wärme  oder

Kälte  aus erneuerbaren  Energien  oder  Kraft-Wärme-Kopplung,

darstellen.  Zum  anderen  können  die Anlagen,  Einrichfüngen

und  sonstigen  Maßnahmen,  die der Anpassung  an den Klima-

wandel  dienen,  ausgewiesen  werden.  Für Darstellungen  nach

§ 5 Abs.  2 Nr.  2 b) BauGB  kommen  alle  Anlagen,  Einrichtungen

und  sonstigen  Maßnahmen  des Energiefachrechts  in Betracht,

insbesondere  des GEG  sowie  des KWKG.  Der  Zweck  der An-

lage, Einrichfüng  oder  sonstigen  Maßnahme  ist bei  der  Darstel-

lung  anzugeben.28  Da Anlagen,  Einrichfüngen  und  Maßnah-

men  zur  Anpassung  an die Folgen  des Klimawandels  sehr  viel-

fältig  sind  und  etwa  Vorgaben  für  die  anzustrebende

Bebauungsdichte  der  Bauflächen  und  Baugebiete,  die Erhaltung

von  Freiflächen,  die Erhalfüng  und  Schaffung  von  Grünflächen,

Frischluftschneisen,  Wasserflächen,  abfluss-  oder  erosionsmin-

dernde  Maßnahmen  oder  auch Regenrückha1tebecken  sein

können,  kommt  für  ihre  Darstellung  im Flächennutzungsplan

nahezu  der gesamte  Katalog  des 0 5 Abs.  2 infrage.29  Denn  die

Darste1lungsoptionen  nach (i5 Abs. 2 Nr.  2 b) und  c) BauGB

sind  insoweit  eher deklaratorischer  Nafür.  Gleichwohl  soll  mit

den durch  die Klimaschutznovelle  von  2011 eingeführten  Dar-

ste1lungsmög1ichkeiten  der  Blick  der  gesamtstädtebarilichen

Entwicklung  auf  den Klimaschutz  und  die Klimaanpassung  ge-

lenkt  werden.  Zur  praktischen  Bewältigung  dieser  Aufgabe

dürfte  ein kommunales  Klimaschutz-  und  Energiekonzept  un-

abdingbar  sein.3o Damit  soll  insbesondere  erreicht  werden,  dass

Gemeinden  ihren  Klimaschutz-  oder  Energiekonzepten  ein

stärkeres  rechtliches  Gewicht  geben  und  auch  insoweit  die Ko-

ordinierungs-  und  Steuerungsfunktion  des  Flächennutzungs-

plans  nutzen.31

Die  vorstehend  aufgezeigten  Darstellungsmöglicfüceiten  sind

mit  Blick  auf  den Klimaschutz  und  die Klimaanpassung  nicht

abschließend.  Daneben  kommen  für  die Kommune  viele  wei-

tere Möglichkeiten  in Betracht,  schon  auf  der  Ebene  des Flä-

chennutzungsplanes  zum  Wohle  des Klimas  und  im Interesse

der Klimaanpassung  zu wirken,  .32 Was aber deutlich  geworden

sein sollte,  ist, dass der Flächennutzungsplan  der Kommune  in

diesem  Zusammenhang  einen  ganzheitlichen  Ansatz  im  Bereich

des Städtebaus  ermöglicht.

b) Bebauungspläne  als Instrument  des Klimaschutzes

Dieser  Ansatz  bedarf  jedoch  der  Konlcretisierung  durch  die ver-

bindliche  Bauleitplanung.  Denn  während  der  Flächennutzungs-

plan  lediglich  der  städtebaulichen  Vorsteuerung  dient  und  das

ganze Gemeindegebiet  erfasst,  kommt  dem  Bebauungsplan  ge-

rnäß S 8 Abs.  1 BauGB  nach außen  wirkende  Verbindlichkeit

2ü MitSChang, in: Battis/Lautzberger/Löhr  (HrSg.), (Fn. 15). S 5 pi.  l.
21 Jeromin. in: Kröninger/Aschlce/Jeromin  (Hrsg.l  Baugesetzbuch, 4. Aufl.,

2018, % 5 Rn. 3.
22 Arnd3 UPR 2020, 481 - 488, Z. IV
23 Arndt (Fn. 22), Z. IV. a).
24 Allerdings steht dieses Ziel regelmäßig in Konkurrenz  zur städtebaulichen

Verdichtung, die aus Gründen der Energieeffizienz gewünscht ist und zu-
dem die Inanspruchnahme bisher unversiegelten Bodens reduziert, siehe
Drepes/Mürler, ZfU 2018, 288, 290.

25 Siehe etwa die Vorgabe von Ziffer 5.1.5 LEP Thüringen  2025; siehe dazu

auch Sauthoff, ZUR 2021, 140.
26 Arnd[  (Fn. 22), Z. IV 1. a).
27 Arndt  (Fn. 22), Z. rV. 1. b).
28 MitSChang, m: Battis/]autzberger/Löhr  (HrSg.) (Fn. 15), S 5 b.  17 b.
29 Mitschang, in: Battis/Krautzberger/Löhr  (Hrsg.) (Fn. 15), 9 5 Rn. 17 d.
30 Battis/I(rautzberger/Mitschang/Reidt/Stüer, NVwZ 2011, 897, 899.
31 BT-Drs. 17/6076. S. 9.
32 Zu denken wäre noch an die mögliche Steuerung von Windenergiean]a-

gen im Außenbereich nach S 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und die Darstellungs-
optionen zum Hochwasserschutz ß 5 Abs. 2 Nr. 7 BauGB) oder zur Be-
schränfüng  von Immissionen nach dem BImSchG ß 5 Abs. 2 Nr. 6
BauGB).
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zu. Als Satzung  stellt  er eine Rechtsnorm  dar, die das Grund-

stückseigentum  im  Sinne  einer  Inhalts-  und  Schrankenbestim-

mung  nach Art.  14 Abs.  2 GG ausgesta1tet.33  Er ist parzellen-

scharf  definiert  und  legt  verbindlich  fest,  wie  Grund  und  Boden

genutzt  und  eben auch  bebaut  werden  dürfen.34  Im  Gegensatz

zum  Flächennutzungsplan  arbeitet  er daher  mit  Festsetzungen

und  kann  auf  einen  wesentlich  detaillierteren  Katalog  von  Rege-

lungsoptionen  zurückgreifen,  die sich  im Interesse  des Klima-

schutzes  und  der Klimaanpassung  auch  mit  Blick  auf  bauliche

oder  technische  Maßnahmen  einsetzen  lassen.  Seine  Festsetzun-

gen können  kumulativ  zur  Anwendung  kommen:  Ein  Bauvor-

haben  muss  alle von  ihm  berührten  Festsetzungen  gleicherma-

ßen einhalten.  Sicherstellen  lässt sich  dies gegebenenfalls  durch

Nebenbestimmungen  zur  Baugenehmigung.-'s
Müßig  zu sagen, aber schon  über  die Festsetzung  der Art

und  des Maßes  der baulichen  Nutzung  nach S 9 Abs. 1 Nr. I

BauGB  kann  die Gemeinde  klimapositiv  wirken.  Verbunden

mit  Festsetzungen  zur  überbaubaren  Grundstückfläche  nach  0 9

Abs. 1 Nr. 2 BauGB  können  Gebäude  durch  Festsetzungen  zur

baulichen  Höhe  möglichst  günstig  nach  der  Sonne  ausgerichtet

werden.  So lassen  sich nicht  nur  die Voraussetzungen  für  die

Installation  von  Dachflächenphotovoltaikan1agen  etwa bei tief

stehender  Sonne  optimieren,  durch  eine günstige  Sonnenein-

strahlung  auf  die Gebäude  kann  der Energieverbrauch  insge-

samt  reduziert  werden.36  Werden  gleichzeitig  mit  der Festset-

zung  von  Baufeldern  die Gebiete  bestimmt,  die von  Bebatuing

freizuhalten  sind  - dies ist möglich  durch  Festsetzung  von  Bau-

fenstern  oder  ausdrüddich  über  S 9 Abs.  1 Nr. 10 BauGB  -,

dann  kann  die Kommune  auch hier  wieder  über  Kalt-  und

Frischluftschneisen  für  eine DurcMüftung  der Innenstadt  sor-

gen und  damit  das Mikroklima  verbessern.37  Auch  mittels  Fest-

setzungen  über  bestimmte  Bepflanzungen  können  Kommunen

zum  Klimaschutz  und  zur  Klimaanpassung  beitragen.  Insbeson-

dere Grünflächen  nach  (3) 9 Abs.  1 Nr. 15 BauGB  kommen  dafür

in Betracht,  ebenso  Flächen  zum  Schutz,  zur Pflege  und  zur

Entwicklung  von  Boden,  Natur  und  Landschaft  oder  Pflanzbin-

dungen.  Da sich  die Festsetzungen  des Bebauungsplanes  an die

einzelne  bauliche  Anlage  richten,  ermächtigt  der Gesetzgeber

die Gemeinden  über  S 9 Abs.  l Nr.  25 BauGB  ausdrücklich,

Pflanzbindungen  auch  für  Teile  baulicher  Anlagen,  also Fassa-

den oder  Dächer,  festzusetzen.  Gründächer  und  Fassadenbegrü-

nungen  haben  energetisch  bedeutsarne  Auswirkungen,  wirken

sich aber auch  und  zuvorderst  positiv  auf  das Klima  in ihrem

direkten  Umfeld  aus. Schließlich  können  mithilfe  von  Pflanz-

bindungen  auch  natürliche  Verschattungen  hergestellt  werden.'

Sind  damit  auch  Pestsetzungen  angesprochen,  die auf  notwen-

dige Maßnahmen  der Klimaanpassung  abzielen,  sollen  - nicht

zuletzt  aus Anlass der dramatischen  Ereignisse  des letzten Jah-
res - auch Festsetzungen  nach  'S) 9 Abs.  I Nr. 16 BauGB  zum

Zwecke  des Hochwasserschutzes  erwähnt  werden.39  So können

darin  etwa bauliche  oder  technische  Maßnahmen  vorgegeben

werden,  die bei der  Errichtung  von  Gebäuden  durchzufifören

sind."o Die Festsetzungsmöglichkeiten  zugunsten  des Klima-

schutzes  und  der Klimaanpassung  sind  derart  vielfältig,  dass

hier  nicht  alle in Betracht  kommenden  Optionen  vorgestellt

werden  können.  Auf  zwei  in diesem  Zusammenhang  besondere

Festsetzungsermächtigungen  soLl dennoch  nföer  eingegangen

werden:

Nach  (3 9 Abs.  I Nr. 23 a) BauGB  können  in Bebauungsplä-

nen  Gebiete  festgesetzt  werden,  in  denen  zum  Schutz  vor  schäd-

lichen  Umwelteinwirkungen  im Sinne  des Bundesimmissions-

schutzgesetzes  bestimmte  luftverunreinigende  Stoffe  nicht  oder

nur  beschränkt  verwendet  werden  dürfen.41  Diese  Festsetzungs-

möglichkeit  geht  in der  Praxis  mit  nicht  zu verkennenden  Tü-

cken einher:

Zunäclist  ist festzuhalten,  dass sie es nicht  ermöglicht,  un-

mittelbar  anlagenbezogene  Emissions-  oder  Immissionswerte

festzusetzen.42  Eine Festsetzung,  die etwa bestimmt,  dass im

Geltungsbereich  des Bebauungsplans  bei Feuerungsanlagen  die

Verwendung  von  fossilen  Energieträgern  nur  zulässig  ist, wenn

die spezifischen C02-Emissionen  einen  bestimmten  Wert  nicht
überschreiten,  ist  von  0 9 Abs.  1 Nr.  23 a) BauGB  nicht  gedeckt.

Denn  eine solche  Festsetzung  zählt  weder  bestimmte  Brenn-

stoffe  arif  noch  lcnüpft  sie an unveränderliche  Eigenschaften  be-

stimmter  Brennstoffe  (,,Brennstoffe,  die Schwefel  enthalterj')  an.

Vielmehr  betrifft  för Regelungsgehalt  letztlich  Resultate  des

Brennstoffeinsatzes  nach  konla'eten  Verbrennungsvorgängen  in

konkreten  Anlagen.  Diese  Resultate  lassen  sich aber  nur  in Be-

zug auf  eine  konkrete  Verbrennungsanlage  und  deren  Effizienz,

nicht  aber in Bezug  auf einen  konkreten  Brennstoff  bestim-

men.43 Die  Gemeinde  darf  sich im Übrigen  auch  nicht  an die

Stelle des Bundesgesetz-  oder  Verordnungsgebers  setzen,  etwa

dadurch,  dass sie für  den gesamten  Gelfüngsbereich  eines Bau-

leitplans  direkt  oder  mittelbar  andere,  insbesondere  niedrigere

Grenzwerte  festsetzt;  in diesem  Sinne  wäre  eine eigene,,Vorsor-

gepolitilc"  unzulässig.  Gleiches  gilt,  wenn  die  planende  Ge-

meinde  auf  der  Grundlage  des  Emissionsfaktors  bestirnmte

Brennstoffe  verbietet  oder  nur  eingeschränld  zulässt.  Das gilt

jedenfalls  dann,  wenn  die Gemeinde  damit  keine  auf  die örtli-

chen  Verhältnisse  abstellenden  Ziele  verfolgt,  sondern  zum  all-

gemeinen  Klimaschutz  beitragen  möchte.""

Vielmehr  müssen  nicht  nur  des Wortlautes  von  % 9 Abs. I

Nr.  23 b) BauGB  wegen,  sondern  auch  aus Gründen  des verfas-

sungsrechtlichen  Bestimrntheitsgebotes  die  Stoffe,  die  nicht

oder  nur  eingeschränkt  verwendet  werden  dürfen,  genau  be-

nannt  werden.  Denn  einem  privaten  Grundsfückseigentümer

kann  es kaum  zugemutet  werden,  sich  über  komplizierte  techni-

sche Normen,  etwa über  die Unterscheidung  zwischen  festen

und  flüssigen  Brennstoffen,  zu unterrichten."s  Unzulässig  wäre

es etwa  festzusetzen,  dass ,,... die Verwendung  von  festen  und

flüssigen  Brennstoffen  für  die Beheizung  (...) ausgeschlosserj'

ist.""  Insoweit  sollte  der  konkrete  Stoff,  dessen  Verwendung  ver-

boten  oder  beschränld  werden  soll, in der  Festsetzung  genau

benannt  werden.  Dies  kann  durch  Gattungs-  und  Artbezeich-

nungen  erfolgen  wie  z. B. Heizöl,  Kohle  oder  Holz.""

Im  Bebauungsplan  können  aus städtebaulichen  Gründen  ge-

mäß  S 9 Abs.  l Nr. 23 b) BauGB  zudem  Gebiete  festgesetzt  wer-

den,  in  denen  bei  der  Errichtung  von  Gebäuden  oder  bestimm-

ten sonstigen  baulichen  Anlagen  bestimmte  bauliche  und  sons-

tige  technische  Maßnahmen  für  die Erzeugung,  Nutzung  oder

Speicherung  von  Strom,  Wärme  oder  Kälte  aus erneuerbaren

Energien  oder  Kraft-Wärme-Kopplung  getroffen  werden  müs-

sen. über  diese  Festsetzung  ließe  sich  im  Bebauungsplan  etwa

Jeromin (Fn. 21), S 8 Rn. 2.
Stüer, in: Stüer, Bau- und Fachplanungsrecht, 5. Aufl., 2015, Rn. 424.

Siehe etwa Söfker. in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger  (Hrsg.),
Baugesetzbuch, 143. Ergänzungslieferung, August 2021, S 9 Rn. 139 c und
197 f.
Ari'idt  (Fn. 22), Z. V 2. a).
Arndt  (Fn. 22), Z. V 2 b).
Arnd[  (Fn. 22), Z. V 2 d).
Siehe dazu Arndt  (Fn. 22), Z. V 2 c).
Bauliche Maßnahmen sind etwa Vorkehrungen für die Standfestigkeit
und Skandsicherheit baulicher Anlagen w'e Fundarnente (z. B. Wannen-
griindungen), Bodenplatten, die Festlegung von bestimmten (wasserfes-
ten) Bauteilen, von Wanddicken oder Größen von Wandöffnungen für
Fenster und Türen im Kellerbereich sow'e die Höhe. in der sie realisiert

werden diirfen, vgl. Mitschang/Reidt (Fn. 15), % 9 Rn 92 g.
Siehe dazu Reidt, UPR 2020, 489.
VGH Mannheim,  U. v. 29.07.2015 - 3 S 2492/13, juris, Rn. 55 f.; bestätigt
durch BVerwG, U. v. 14.09.2017 - 4 CN 6/16.
VGH Mannheim,  U. v. 29.07.2015 - 3 S 2492/13, juris, Rn. 57.
BVerwG, U. v. 14.09.2017 - 4 CN 6/16, juris, Rn. 22.
VGH Kassel, B. v. 03.11.2011 - 4 B 1940/11, juris. Rn. 33.
VGH Mannheim,  B. v. 30.05.1994 - 5 S 1190/93, juris, Rn. 33.
VGH Mannheim,  B. v. 30.05.1994 - 5 S 1190/93, juris. Rr+. 33.
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die Pflicht  zur  Installation  von  Dachflächenphotovo1taikanlagen

verankern."s  Neu  zu errichtende  Gebäude  müssten  dann  mit
entsprechenden  Solaranlagen  ausgestattet  sein."g In der Praxis
erweisen  sich derartige  Festsetzungen  aber als Herausforde-
rungiso Die  tatsächliche  Nutzung  der  gewonnenen  Energie
durch  Betrieb  der Anlage,  Verbrauch  im Gebäude  oder  durch
Netzeinspeisung  kann  als Verhaltensanforderung  nicht  ange-
ordnet  werden.51  Es fehlt  insoweit  an einem  städtebaulichen  Be-
zug, der aus verfassungsrechtlichen  Griinden  jedoch  Vorausset-
zung  für  jede  Festsetzung  ist.52 Will  eine Kommune  nicht  allein
darauf  vertrauen,  dass der Gebäudeeigentümer  die Anlage  aus
Gründen  wirtschaftlicher  Vernunft  auch  nutzen  wird,  kann  sie
mit  ihm  insoweit  einen  städtebaulichen  Vertrag  abschließen,  in
dem er sich zur Nutzung  verpflichtet.53  S 9 Abs.  1 Nr.  23 b)
BauGB  ermächtigt  die Kommune  darüber  hinaus  nicht,  einen
Anschluss-  und  Benutzungszwang  festzusetzen.  Allerdings  kann
sie hierfür  auf  0 109 GEG  i. V. m. den  jeweiligen  Gemeindeord-
nungen  zurückgreifen.  Danach  können  die Gemeinden  und  Ge-
meindever)ände  von  einer  Bestimmung  nach  Landesrecht,  die
sie zur  Begründung  eines  Anschluss-  und  Benutzungszwangs  an
ein Netz  der  öffentlichen  Fernwärme-  oder  Fernkälteversorgung
ermächtigt,  auch  zum  Zwecke  des Klima-  und  Ressourcenschut-
zes Gebrauch  machen.s"

2. Klimaschutz  in der  Abwägung

Allein  die  Tatsache,  dass bestimmte  Darstenungen  im Flä-
chennutzungsplan  oder  Festsetzungen  im Bebauungsplan  kli-
mapositiv  wirken  können,  reicht  für  die Aufstellung  des be-
treffenden  Barileitplanes  aber noch  nicht.  Denn  Bauleitpläne
können  immer  nur  das Ergebnis  ordnungsgernäßer  Abwägung
sein.ss Die Kommune  ist nämlich  gemäß  01 Abs.  7 BauGB
yerpfüchtet,  bei  der Aufstellung  der Bauleitpläne  die öffentli-
chen und  privaten  Belange  gegeneinander  und  untereinander
gerecht  abzuwägen.  Der  Klimaschutz  und  die Klimaanpassung
sind dabei in 01 Abs.  5 BauGB  als städtebauliche  Aufgabe
für  die Entwicklung  von  Städten  und  Gemeinden  ausdrück-
lich  genannt.  Dort  heißt  es, dass die Kommunen  durch  ihre
Bauleitplanung  dazu beitragen  sollen,  eine menschenwürdige
Umwelt  zu  sichern,  die  nafürlichen  Lebensgrunalagen  zu
schützen  und  zu entwiclceln  sowie  den Klimaschutz  und  die
Klimaanpassung,  insbesondere  auch in der Stadtentwiclclung,
zu fördern.  Darüber  hinaus  sind  Aspekte  des Klimaschutzes
und  der  Klirnaanpassung  auch  nach  'j 1 Abs.  6 Nr. 7 a) BauGB
ausdrücklich  und über  die weiteren  benannten  Belange  zu-
mindest  mittelbar  zu berücksichtigen.  Denn  wenn  etwa die
städtebauliche  Entwicklung  einer  Gemeinde  die allgemeinen
Anforderungen  an  gesunde  Wohn-  und Arbeitsverhältnisse
gernäß 01 Abs.  6 Nr.  l BauGB  berücksichtigen  muss, dann
wird  es mit  zunehmender  Erwärmung  auch darum  gehen
müssen,  gerade  in innerstädtischen  Lagen  zum Erhalt  und
zur  Verbesserung  des Mikroklimas  beizutragen.  Da der Ver-
kehrswende  im Zusarnmenhang  mit  den Klimaschutzbemü-
hungen  entscheidende  Bedeutung  zukommt,  wirken  Klima-
schutzbelange  beispielweise  auch über  (il  Abs.  6 Nr.  9 BauGB
in die  Abwägung  hinein.  Nicht  zuletzt  greift  auch  der Pla-
nungsgrundsatz  von  01 a Abs.  5 S. 1 BauGB  die Erfordernisse
des Klimaschutzes  auf, dem sowohl  durch  Maßnahmen,  die
dem Klimawandel  entgegenwirken,  als auch durch  solche,  die
der Anpassung  an den Klimawandel  dienen,  Rechnung  getra-
gen werden  soll. Dieser  Grundsatz  ist gemäß S I a Abs.  5
S, 2 BauGB  in der Abwägung  zu berücksichtigen.

Dass Klimaschutz  und Klimaanpassung als ab$ngserheb-
liche  Belange  und  städtebauliche  Zielsetzungen  ausdrücklich
genannt  werden,  verleiht  ihnen  allerdings  noch  keinen  abstrak-
ten  Abwägungsvorrang  vor  anderen  öffentlichen  oder  privaten
Belangen.s"  Etwas  anderes  folgt  auch  nicht  aus dem  jüngsten
Beschluss  des Bundesverfassungsgerichts  zum  damals  geltenden

Klimaschutzgesetz  des Bundes.  Art.  20 a GG, der den Schutz
der natürlichen  Lebensgrundlagen  zum  Staatsziel  erhebt,  ver-
leiht  dem  Klimaschutz  ebenfalls  keinen  abstrakten  Anwen-
dungsvorrang  vor  anderen  Verfassungsgütern.  Lediglich  das
Gewicht  des Klimaschutzes  erffört  in  der Abwägung  staatlicher
Maßnahmen  mit  Fortschreiten  des Klimawandels  eine zuneh-
mende  Bedeutung.57  Gleiches  dürfte  auch für  die Bauleitpla-
nung  gelten:  Die Kommunen  müssen  die Auswirkungen  auf
Klimaschutz  und  Klimaanpassung  in ihre  Abwägungsentschei-
dung  einstellen  und  mit  dem im Einzelfall  zutreffenden  Ge-
wicht  berücksichtigen.  Sie können  die Ausweisung  von  Bauge-
bieten  aber nicht  parischal  mit  dem  Hinweis  auf  deren  klima-
schädliche  Auswirkungen  ablehnen.  Ein  solches  Vorgehen  wäre
als Abwägungsfehler,  wenn  nicht  gar Abwägungsausfan  zu be-
werten.  Daher  ist es auch  unzulässig,  die eigene  Abwägungsent-
scheidung  allein  mit  dem  Verweis  auf  ein kommunales  Klima-
schutzkonzept  zu begründen.  Andersherum:  Städte  und Ge-
meinden  können  sich auch über die Aussagen  des eigenen
Klimaschutzkonzeptes  hinwegsetzen.  Sie sollten  durcli  eine ent-
sprechende  Dokumentation  in den Aufstellungsvorgängen  und
in der  Begründung  zum  Bebauungsplan  aber  aufzeigen,  dass sie
sich der Abweichung  bewusst  sind  und  die Gründe  darlegen,
aus denen  sie eine andere  Entscheidung  treffen,  als es för  Kli-
maschutzkonzept  eigentlich  vorsieht.s"

Bisweilen  wird  indes  die Tendenz  des Gesetzgebers  kritisiert,
bestimmten  Belangen,  die in der  Abwägung  zu berücksichtigen
sind, immer  stärkeres  Gewicht  verleföen  zu wonen.  Dieses
,,Hochzonen  der Abwägungsbelange"  kann  im  Ergebnis  näm-
lich  dazu  führen,  dass sich  die Belange,  die gegenüber  anderen
Belangen  eigentlich  hervorgehoben  werden  sollten,  am Ende  auf
gleicher  Ebene  wieder  gegenüberstehen.sg Das Ziel  des Gesetz-
gebers  wiirde  dann  leerlaufen.  Ohnehin  ist die Entscheidung
der Kommune  jetzt  schon  erschwert:  Sie soll  nach  (+ 1 Abs.  5
und  (il  a Abs.  5 BauGB  das Klima  schützen,  nach  S 1 a Abs.  2
BauGB  sparsam  und  schonend  mit  dem  zur  Verfügung  stehen-
den Boden  umgehen,  gemäß  % 1 a Abs.  3 BauGB  erhebnche
Beeinträchtigungen  des Landschaftsbildes  sowie  des Naturhaus-
haltes  vermeiden  und  ist mit  dem  durch  das Baulandmobilisie-

rungsgesetz  im  vergangenen  Jahr neu gefassten S 1 Abs. 3 S. l
BauGB  gleichzeitig  aufgefordert  worden,  neue  Wohngebiete
auszuweisen.

IV. Klimaschutz  und  städtebauliche  Verträge

Wollen  Sfödte  und  Gemeinden  diese stfötebaulichen  Zielstel-
lungen  unter  einen  Hut  bekommen,  fiihrt  an einer  Kooperation
mit  Grundstückseigen'Uimern  und  Vorhabenträgern  kein  Weg
vorbei.  Nicht  nur,  dass die Gemeindekasse  regelmäßig  nach  fi-
nanzieller  Entlastung  verlangen  wird,  gerade  vorstehend  darge-
stellte  Festsetzungsmöglichkeiten  beziehen  sich  auf  Angebotsbe-

48 Arndt  (Fn. 22), Z. V. l. a).
49 Da § 9 Abs. 1 Nr. 23 b) BauGB von der,,Errichfüng'a  baulicher Afüagen

spricht, kann für die Bestandsbebauung durch CTberplanung keine Pfücht
zur Installation von Solaran]agen konstituiert  werden.

50 Vgl. Jerümin (Fn. 21), (i9 Rn. 33; Lon@, DÖV 2018, 107, 112; Grigoleit,
ZfBR-Beilage 2012, 95, 99.

51 Söfker (Fn. 35) (i9 Rn. 197 b.
52 Siehe dazu NHtschang/Reidt (Fn. 151 S 9 Rn. 9.
53 Beckmarm, ?JWP 2021, 29, 32.
54 In Thüringen ist dies % 20 Abs. 2 S. 3 ThiirKO.
55 Vgl. Mitschang/Reidt (Fn. 15), S 9 Rn IO.
56 In diesem Sinne vgl. nur BVerwG, B. v. 21.08.1990 - 4 B 104/60, juris,

Rn. 7 oder U. v. 31.01.1997 - 4 NB 27/96, juris, Rn. 16.
57 BVerfG, B. v. 24.03.2021-  I BvR 2656/18 u. a., juris, Rn. 198.
58 Schink (Fn. 13), Z. 3. b) bb).
59 Vgl Krautzberger, UPR 2021, 252, 253 f.
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bauungspläne,  sie verpflichten  also nicht  zur  Umsetzung.6o Will

die Kommune  die Umsetzung  des Bebauungsplanes  sicherstel-

len und  dabei  über  seinen  Regelungsgehalt  hinausgehen,  stellen

städtebauliche  Verträge  ein effektives  Instrument  kommunalen

Klimaschritzes  dar. Denn  auch wenn  sich in % 9 BariGB  nun-

mehr schon seit einigen  Jahren  diverse  Festsetzungsmöglichkei-

ten finden,  die dem  Klimaschutz  dienen  und  der  Klimaanpas-

sung  Rechnung  tragen,  ist die Kommune  insoweit  auf  den  dort

vorgegebenen  Festsetzungskanon  beschränkt.6'  Ein  Festset-

zungserfindungsrecht  lcommt  för  nicht  zu.62 Will  die Kommune

weitergehende  Maßnahmen  zum  Zwecke  des Klimaschutzes  er-

greifen,  als es der  Katalog  von  S 9 BauGB  zulässt,  lcann  sie dies

mittels  städtebaulicher  Verträge  tun.  Denn  darin  kann  sich  der

Vorhabenträger  ausweislich  S 1l  Abs.  1 S. 2 Nr.  5 BauGB  - an-

ders als es durch  Festsetzung  in"i Bebauungsplan  möglich  ist -

etwa zur Nutzung  einer  Dachflächenphotovoltaikan1age  ver-

pflichten.  Die  Realisierung  eines  Bauvorhabens  in einem  höhe-

ren Energiestandard  als dem  fachrechtlichen  Mindeststandard

kann  ebenfalls  Gegenstand  eines  städtebaulichen  Vertrages  sein.

Ohne dass es - wegen  des Beispielscharakters  von  S 1l  Abs.  1

S. 2 BauGB63 - zwingend  erforderlich  wäre,  sieht  S 1l  Abs. 1

S. 2 Nr.  5 BauGB  auch  diese  Möglichkeit  ausdrücklich  vor.  Auch

andere  Maßnahmen  können,  etwa  als vertragliche  Regelungen

zur Grundsfücks-  und  Anlagennutzung  nach  S 1l  Abs.  1 S. 2

Nr. 2 BauGB,  in städtebaulichen  Verträgen  vorgesehen  werden.

über  § 1l Abs.  1 S. 2 Nr.  1 BauGB  kann  etwa die Erstellung

eines  Energie-,  Wärmeversorgungs-  oder  Mobilitätskonzepts

zum  Gegenstand  entsprechender  Verträge  gemacht  werden.""

Klar  ist, dass es sich bei städtebaulichen  Verträgen  um ein

Instrument  kooperativen  K]imaschutzes  handelt.  Verträge  sind

keine  Verwalfüngsakte,  es kann  dem  Vorhabenträger  also nicht

einseitig  diktiert  werden,  welche  Verpflichtungen  in Bezug  auf

das Klima  er einzugehen  hat.  Auch  wenn  Vorhabenträger  in der

Regel bereit  sein werden,  sich auf  entsprechende  vertragliche

Regelungen  einzulassen,  damit  im  Gegenzug  die  begehrten

Baugebiete  ausgewiesen  werden,  müssen  gleichwohl  die allge-

meinen  Voraussetzungen  für  den  Abschluss  städtebaulicher

Verträge  vorliegen.  Das bedeutet  zunächst  einmal,  dass die Ge-

meinde  einen  städtebaulichen  Bezug  zwischen  Bauleitplanung

und  vertraglicher  Regelung  benennen  sollte.  Rechtssicher  han-

delt  die Koriunune,  wenn  sie im  Vertrag  mit  sogenannten  fest-

setzungsergänzenden  Regelungen  arbeitet,  also  sicherstellt,

dass - soweit  möglich  - die Vertragsbestimmungen  einen  An-

knüpfüngspunkt  in den getroffenen  Festsetzungen  nach S 9

Abs. l BauGB  finden  und  lediglich  darüber  hinausgehende  oder

konkretisierende  Regelungen  vertraglich  fixieren."s Hinter-

grund  ist, dass nach  Ansicht  des Oberverwaltungsgerichts  Ber-

lin-Brandenburg  Vertragsbestimmungen  bauleitplanerische

Festsetzungen  nicht  ersetzen  können.66  Daneben  müssen  auch

klimabezogene  Vertragspflichten  gemäß  911  Abs.  2 BauGB  an-

gemessen  sein und  dürfen  nicht  gegen das Koppelungsverbot

verstoßen.  Da gesteigerte  Klimaschutzanforderungen  nicht  zu

einer  Steigerung  des Bodenwertes  führen,  den Vorhabenträger

aber durchaus  erheblich  belasten  können,  sollte  die Gesamtbe-

trachtung  ergeben,  dass das Vorhaben  gleichwohl  wirtschafüich

rentabel  errichtet  und  genutzt  werden  kann.67  Dem  Vorwurf

fehlender  Konnexität  zwischen  Bauleitplan  und  Vertrag  kom-

men  die Vertragspartner  am besten  schon  dadurch  zuvor,  dass

sie in beiden  dokumentieren,  dass es mit  den  vereinbarten  Iai-

maschutzmaßnahmen  darum  geht,  eine  klimagerechte  Stadtent-

wicklung  zu fördern.  Besonders  hilfreich  ist es freilich,  wenn

die Kommune  insoweit  wiederum  auf  ein Klimaschutzkonzept

verweisen  kann,  in  das sich  die vertraglichen  Regelungen  einfü-

gen.68 Im  Übrigen bleibt  es auch  insoweit  dabei,  dass eine  Ver-

einbarung  zwischen  Kommune  und  Vorhabenträger  nach  Ein-

tritt  der sogenannten Planreife im  Sinne  von  S 33 Abs.  1 BauGB

in der Regel  ausgeschlossen  ist.69

V. Klimaschutz  und besonderes  Städtebaurecht:

Klimawandel  als städtebaulicher  Missstand?

Betrafen  die vorstehenden  Ausführungen  vor  allem  die Neupla-

nung  rind  Neuerrichtung  von  Vorhaben,  stellt  sich  freilich  auch

die Frage, wie Kommunen  ihren  AIltbaubestand  adressieren

können.  Soweit  es um  Einzelbauten  geht,  kommen  hierfür  Mo-

dernisierungs-  und  Instandsetzungsgebote  nach  S 177 BauGB

in Betracht.7o Geht  es allerdings  darum,  ganze  Stadtgebiete  un-

ter dem Aspekt  des Iaimaschutzes  in den Blick  zu nehmen,

hat die Kommune  hierfür  andere  Instrumente  des besonderen

Städtebaurechts  zur  Hand.  Eine  zentrale  Rolle  spielt  dabei  die

städtebauliche  Sanierungsmaßnahme.71  Mit  ihr  geht  es um  eine

,,städtebauliche  Gesamtmaßnahme"  für ein größeres  Stadtge-

biet.  Ist die bereits  vorhandene  Bebauung  etwa  nicht  energetisch

saniert,  stellt  sich  die Frage,  ob dieser  Zustand  einen  klimabezo-

genen Sanierungsfall  darstellen  kann.  Anforderungen  an die

Energieeffizienz  von  Gebäuden  finden  zwar  in  erster  Linie  über

das Energiefachrecht  Eingang  in die Stadtplanung,  betreffen

aber  vor  allem  die Errichtung  von  Neubauten.72  Der  Altbaube-

stand  und  damit  auch  die Mehrzahl  von  Gebäuden  bleiben  hin-

ter diesen  Standards  zurück.  Mit  der städtebaulichen  Sanie-

rungsmaßnahme  kann  über  objektbezogene  Einzelsanierungs-

maßnahmen  hinaus  ein  Bündel  von  großflächigen  und

längerfristigen  Maßnahmen  ergriffen  werden.  Dafür  ist nicht

nur ein planmäßiges  und abgestimmtes  Vorgehen  der  Ge-

meinde  notwendig,73  erforderlich  ist nach % 136 Abs.  2 S. 1

BauGB,  dass durch  die städtebauliche  Sanierungsmaßnföme  ein

Gebiet  zur Behebung  städtebaulicher  Missstände  wesentlich

verbessert  oder  umgestaltet  w'rd.  Städtebaifüche  Missstände  lie-

gen nach  % 136 Abs.  2 S. 2 BauGB  vor,  wenn  das Gebiet  nach

seiner  vorhandenen  Bebauung  oder  nach  seiner  sonstigen  Be-

schaffenheit  den  allgemeinen  Anforderungen  an  gesunde

Wohn-  und  Arbeitsverhältnisse  oder  an die Sicherheit  der in

föm  wohnenden  oder  arbeitenden  Menschen  auch unter  Be-

rücksichtigung  der Belange  des Knmaschutzes  und  der Klima-

anpassung  nicht  entspricht  (Nr.  l) oder  das Gebiet  in  der  Erfül-

lung  der Aufgaben  erheblich-b'eeinträchtigt  ist, die föm  nach

seiner  Lage und  Funlction  obliegen  (Nr.  2). Die  städtebauliche

Sanierungsmaßnahme  muss  sich  also auf  Gebiete  mit  substanzi-

ellen  oder  funlctionalen  Defiziten  beziehen.  Unverkennbar  ist,

dass schon  der  Wortlaut  der  Kommune  aufgibt,  die Belange  des

Klimaschutzes  und  der  Klimaanpassung  bei  der  Feststellung  der

60 Anders ist dies bei vorhabenbezogenen Bebauungsplänen. Dort ist der
Vorhabenträger nach S 12 Abs. I S. l BauGB zur Durchftihrung  des Vor-
habens innerhalb einer bestunmten Frist verpflichtet.

61 Mitschang/Reidt (Fn. 15), % 9 Rn 2.
62 BVerwG, U. v. 11.02.1993 - 4 C 18/91 - juris, Rn. 30.

63 Kr6nrnger, in: Kröninger/Aschke/Jeromin  (Hrsg.), (Fn. 21), (ill  Rn. l.
64 Zum Vorstehenden siehe Beckmann (Fn. 53), 31 ff.
65 Vgl. Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/I(rautzberger  (Hrsg.),

(Fn. 35) S ll  Rn. 166.
66 0VG Bernn-Brandenburg, U. v. 18.12.2007 - OVG 2 A 3/07, juris Rn. 52.
67 Vgl. Beckmann (Fn. 53), 33.
68 Vgl. Beckmann (Fn. 53), 34.
69 Vgl. Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger  (Hrsg.),

(Fn. 35) (3i 1l Rn. 168.
7ü So auch Lammek, in: ScMfer/Uechtritz/Zuber  (Hrsg.), Rechtsgestakung in

der kommunalen Praxis, 1. Aufl., 2015, S 19 Rn. l; vgl. auch Mitschang,
in: Battis/Krautzberger/Lohr  (Hrsg.), (Fn. 15), % 177 Rn 16; kritisch
Böhm/Schwarz, NVwZ 2012, 129, 134.

71 Auch andere Instrumente des besonderen Städtebaurechts können As-
pekte des K]imaschutzes adressieren. Zur städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahrne siehe etwa VGH Mannheim,  U. v. 06.07.2021 - 3 S 2103/19,
juris.

72 Mitschang, ZfBR 2020, 613, 615.

73 Im Rahmen des festzulegenden Sanierungskonzeptes kommt anderen,
auch informellen  Planungen besondere Bedeutung zu. Hier können wie-
derum kommunale Klimaschutzkonzepte relevant werden.
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städtebarilichen  Missstände  zu berücksichtigten.74  Unverkenn-

bar ist aber auch die Begriffsoffenheit  der Vorschrift  für  fünf-

tige städtebauliche  Aufgaben.75

Zur  Beantwortung  der  Frage,  ob defizitärer  Klimaschutz  und

unzureichende  Iaimaanpassung  Merl<male  einer  Substanz-

schwäche  darstellen,  kann  zunächst  S 136 Abs.  3 Nr. 1 h)

BauGB  herangezogen  werden.  Danach  sind  bei  der  Beurteilung,

ob in einem  städtischen  oder  ländlichen  Gebiet  städtebauliche

Missstände  vorliegen,  insbesondere  zu  berücksichtigen:  die

energetische  Beschaffenheit,  die  Gesamtenergieeffizienz  der

vorhandenen  Bebauung  und  der  Versorgungseinrichfüngen  des

Gebietes  unter  Berücksichtigung  der allgemeinen  Anforderun-

gen an den K]imaschutz  und  die Klimaanpassung.  Aber  auch

die übrigen  I(riterien  von  'j 136  Abs.  3 BauGB  können  herange-

zogen  werden,  um  festzustellen,  ob eine  Substanzschwäche  vor-

1iegt.76 Entscheidend  für  die Frage,  ob ein Gebiet  eine  Substanz-

schwäche  aufweist,  ist allerdings  stets der  physische  Zustand  des

Gebietes.

Dies  ist bei  der Funlctionsschwächensanierung  anders:  Nach

S 136 Abs.  2 S. 2 Nr.  2 BauGB  leidet  ein Gebiet  unter  Funlcti-

onsschwächen,  wenn  das Gebiet  in der  Erfüllung  der  Aufgaben

erheblich  beeinträchtigt  ist, die ihm  nach  seiner  Lage  und  Funk-

tion  obliegen.  Entscheidend  ist hier  nicht  allein  der  physische

Zustand,  sondern  die künfeige  Erfüllung  der  Aufgaben  des Ge-

bietes.77 Die bei der Beurteilung  insoweit  heranzuziehenden

Kriterien  nach  0 136 Abs.  3 Nr.  2 BauGB  können  Belange  des

Klimaschutzes  und  der Klimaanpassung  in sich tragen.  Insbe-

sondere  sieht  S 136 Abs.  3 Nr.  2 BauGB  vor, dass es für die

Beurteilung  der  Funktionsfähigkeit  des Sanierungsgebietes  auch

auf  seine  Ausstattung  mit  und  die Vernetzung  von  Grün-  und

Freiflächen  unter  Berücksichtigung  der  Belange  des  Klima-

schutzes  und  der Klimaanpassung  ankommt.  Daneben  kann

auch eine unzureichende  energetische  Infrastruktur  fufüdio-

nelle  Missstände  begründen.78  über  % 136 Abs.  3 Nr. 1 BauGB,

der die Aufgabenstellung  eines Gebietes  an den  fließenden  und

ruhenden  Verkehr  adressiert,  fließen  Klimaschutzaspelcte  auch

insoweit  in die Funktionsschwächensanierung  ein.

Die  bauliche  Situation  in  einem  Gebiet  oder  funktionelle  De-

fizite  können  also durchaus  Anlass  für  eine  klimabezogene  Sa-

nierung  geben.  Letzten  Endes muss die Gemeinde  festlegen,

welche  klimaschutz-  und  klimaanpassungsbezogenen  Maßnah-

men  notwendig  sind,  um  die städtebaulichen  Missstände  zu be-

seitigen."g Dabei  fügen  sich  auch  einzelne  städtebauliche  Sanie-

rungsmaßnahmen  in einen  größeren  Kontext  ein: Sie sollen

nach  (+ 136 Abs.  4 S. 2 Nr. 1 BauGB  unter  anderem  dazu  beitra-

gen, dass die  bauliche  Struktur  in  allen  Teilen  des Bundesgebiets

nach  den allgemeinen  Anforderungen  an den Klimaschutz  und

die Klimaanpassung  entwickelt  wird.

VI. Fazit

Von  Erich  Kästner  stammt  das Bonmot:  ,,Es gibt  nichts  Gutes,

außer  man  tut  es." Im  Klimaschutz  ist das nicht  anders.  Städte

und  Gemeinden  haben  ein reichhaltiges  Instrumentarium  zur

Hand,  mit  dem sie ihren  Beitrag  leisten  1cönnen.  Wie  im  Bau-

planungsrecht  üblich,  ist fönen  aber  auch  insoweit  planerisches

Ermessen  eingeräumt.  Zwar  müssen  die Kommunen  gemäß  S 1

Abs.  3 S. 1 BauGB  Bauleitpläne  aufstellen,  sobald  und  soweit  es

für  die städtebauliche  Entwicklung  und  Ordnung  erforderlich

ist. Unter  dem  Blickwinkel  des Klimaschutzes  kommt  diese  Pla-

nungspflicht  bisweilen  gleichwohl  noch  zu kurz.8o  Die  Kommu-

nen sollten  nicht  warten,  bis der Klimawandel  die städtebauli-

che Entwicklung  diktiert.

74 Dies kann sich sowohl auf die unzureichende Gebäudesubstanz wie auch

auf eine unzureichende energetische Infrastruktur  beziehen, vgl. Krautz-

berge»: in: Ernst/Zrnlcahn/Bielenberg/Krautzberger  (Hrsg.). (Fn. 35) % 136
Rn. 85.

75 hritscharig (Fn. 70), 616; so auch schon ders., ZfBR 2010. 534, 548.
76 hHtschang (Fn. 70), 616.

17 Vgl. Krautzberger, in: Ernst/Zinlcahn/Bielenberg/I(rautzberger  (Hrsg.),

(Fn. 35) S 136 Rn. 88.
78 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bie1enberg/Krautzberger  (Hrsg ), (Fn. 35)

S 136 Rn. 85.
79 Siehe zu den erforderlichen  Bau+naßnahrnen auch % 148 Abs. 2 S. 1 Nr. 5

BauGB, der ausdrüclclich die Errichtung  oder Erweiterung  von Anlagen

und Einrichtungen  zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung,

Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerba-
ren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung  benennt.

80 Siehe dazu Sauthoff, KlirnR 2022, ll  ff.
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ThürVerfGH,  Beschl. v. 06.1 ü.2ü;!1 -  VerfGH 7/21

Die  Beschwerdeführenden  rügen  rnit  ihrer  Verfassungsbe-

schwerde  die Dauer  eines seit mehr  als 13 Jahren  beim  Landge-

richt  Mühlhausen  anhängigen  Zivilprozesses,  an dem  sie als Be-

klagte  beteiligt  sind,  als Verletzung  ihres  Justizgewährleishingsan-

spruchs.

Die Beschwerdeführenden  beaultragten  im Juli 2004 die E.

GmbH  & Co. KG mit  der Errichfüng  eines Einfamilienhauses.

Sie sollten  hierfür  einen  Betrag  in Höhe  von EUR 146 330,49

einschließlich  Mehrwertsteuer  bezahlen.  Über  das Vermögen  der

Gesellschaft  wurde  im August  2006 das Insolvenzverfahren  eröff-

net.  Der  Insolvenzverwalter  erhob  mit  Antragsschrift  vom

21.02.2008  Iaage  aus Werlcvertrag  gegen die Beschwerdefiihren-

den und  verlangte  aus der nachträglich  zur Schlussrechnung  er-

klärten  Rechnung  vom  31.01.2005  sowie  aus der Rechnung  vom

13.09.2004  die Zahlung  eines Betrags  in Höhe  von  EUR  76 259,87

an sich.

Die Klageschrift  ging  am 25.02.2008  beim  Landgericht  Mühl-

hausen  ein. Mit  Verfügung  vom  19.03.2008  verfügte  das Gericht

die Zustenung.  Nach  Erledigung  der Verfügung  durch  die Ge-

schäftsstelle  am 07.ü4.2008  erfolgte  die Zustellung  bei den Be-

schwerdeführenden  am 08.04.2008.  Gegen die geltend  gemachte

Werklohnforderung  erhoben  die Beschwerdeführenden  den Ein-

wand  der fehlenden  Prüfbarkeit  der Schlussrechnung  sowie den

Einwand  der Mangelhaftigkeit  des Einfamilienhauses.

Nach  Zustellung  weiterer  Schriftsätze,  aber auch  nach  Fristver-

längerungsanträgen  des I(lägers  und der Beschwerdeführenden


